
Auszug aus dem EG-Vertrag  
 
Art. 2 EG 
 
Aufgabe der Gemeinschaft ist es, durch die Errichtung eines Gemeinsamen Marktes 
und einer Wirtschafts- und Währungsunion sowie durch die Durchführung der in den 
Artikeln 3 und 4 genannten gemeinsamen Politiken und Maßnahmen in der ganzen 
Gemeinschaft eine harmonische, ausgewogene und nachhaltige Entwicklung des 
Wirtschaftslebens, ein hohes Beschäftigungsniveau und ein hohes Maß an sozialem 
Schutz, die Gleichstellung von Männern und Frauen , ein beständiges, nichtinflati-
onäres Wachstum, einen hohen Grad von Wettbewerbsfähigkeit und Konvergenz der 
Wirtschaftsleistungen, ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Um-
weltqualität, die Hebung der Lebenshaltung und der Lebensqualität, den wirtschaftli-
chen und sozialen Zusammenhalt und die Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten 
zu fördern. 
 
 
Art. 3 EG 
 
(1) Die Tätigkeit der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 2 umfaßt nach Maßgabe 

dieses Vertrags und der darin vorgesehenen Zeitfolge:  
 

a) das Verbot von Zöllen und mengenmäßigen Beschränkungen bei der Ein- und 
Ausfuhr von Waren sowie aller sonstigen Maßnahmen gleicher Wirkung zwi-
schen den Mitgliedstaaten; 

 
b) eine gemeinsame Handelspolitik; 

 
c) einen Binnenmarkt, der durch die Beseitigung der Hindernisse für den freien 

Waren-, Personen-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehr zwischen den Mit-
gliedstaaten gekennzeichnet ist; 

 
d) Maßnahmen hinsichtlich der Einreise und des Personenverkehrs nach Titel IV; 

 
e) eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet der Landwirtschaft und der Fischerei; 

 
f) eine gemeinsame Politik auf dem Gebiet des Verkehrs; 

 
g) ein System, das den Wettbewerb innerhalb des Binnenmarkts vor Verfäl-

schungen schützt; 
 

h) die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvorschriften, soweit dies für das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes erforderlich ist; 

 
i) die Förderung der Koordinierung der Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten 

im Hinblick auf die Verstärkung ihrer Wirksamkeit durch die Entwicklung einer 
koordinierten Beschäftigungsstrategie; 

 
j) eine Sozialpolitik mit einem Europäischen Sozialfonds; 

 
k) die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts; 



 
l) eine Politik auf dem Gebiet der Umwelt; 

 
m) die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie der Gemeinschaft; 

 
n) die Förderung der Forschung und technologischen Entwicklung; 

 
o) die Förderung des Auf- und Ausbaus transeuropäischer Netze; 

 
p) einen Beitrag zur Erreichung eines hohen Gesundheitsschutzniveaus; 

 
q) einen Beitrag zu einer qualitativ hochstehenden allgemeinen und beruflichen 

Bildung sowie zur Entfaltung des Kulturlebens in den Mitgliedstaaten; 
 

r) eine Politik auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit; 
 

s) die Assoziierung der überseeischen Länder und Hoheitsgebiete, um den Han-
delsverkehr zu steigern und die wirtschaftliche und soziale Entwicklung durch 
gemeinsame Bemühungen zu fördern; 

 
t) einen Beitrag zur Verbesserung des Verbraucherschutzes; 

 
u) Maßnahmen in den Bereichen Energie, Katastrophenschutz und Fremdenver-

kehr. 
 
(2) Bei allen in diesem Artikel genannten Tätigkeiten wirkt die Gemeinschaft darauf 

hin, Ungleichheiten zu beseitigen und die Gleichstellung  von Männern und 
Frauen zu fördern .  

 
 
Art. 13 EG 
 
(1) Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags kann der Rat im 

Rahmen der durch den Vertrag auf die Gemeinschaft übertragenen Zuständigkei-
ten auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des Europäischen Parla-
ments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um Diskriminierungen aus 
Gründen des Geschlechts , der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion 
oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus-
richtung zu bekämpfen.  

 
(2) Abweichend von Absatz 1 beschließt der Rat gemäß dem Verfahren des Artikels 

251, wenn er gemeinschaftliche Fördermaßnahmen unter Ausschluss jeglicher 
Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten zur 
Unterstützung der Maßnahmen annimmt, die die Mitgliedstaaten treffen, um zur 
Verwirklichung der in Absatz 1 genannten Ziele beizutragen. 

 
 
Art. 141 EG 
 
(1) Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen Entgelts 

für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwerti ger Arbeit sicher.  



(2) Unter "Entgelt" im Sinne dieses Artikels sind die üblichen Grund- oder Mindest-
löhne und -gehälter sowie alle sonstigen Vergütungen zu verstehen, die der Ar-
beitgeber aufgrund des Dienstverhältnisses dem Arbeitnehmer unmittelbar oder 
mittelbar in bar oder in Sachleistungen zahlt.  
Gleichheit des Arbeitsentgelts ohne Diskriminierung aufgrund des Ge-
schlechts  bedeutet,  
 
a) daß das Entgelt für eine gleiche nach Akkord bezahlte Arbeit aufgrund der 

gleichen Maßeinheit festgesetzt wird, 
 
b) daß für eine nach Zeit bezahlte Arbeit das Entgelt bei gleichem Arbeitsplatz 

gleich ist. 
 
(3) Der Rat beschließt gemäß dem Verfahren des Artikels 251 und nach Anhörung 

des Wirtschafts- und Sozialausschusses Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Anwendung des Grundsatzes der Chancengleichheit und der Gleichbeh and-
lung von Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäf tigungsfragen , ein-
schließlich des Grundsatzes des gleichen Entgelts bei gleicher oder gleichwerti-
ger Arbeit.  

 
(4) Im Hinblick auf die effektive Gewährleistung der vollen Gleichstellung von Män-

nern und Frauen im Arbeitsleben hindert der Grundsatz der Gleichbehandlung die 
Mitgliedstaaten nicht daran, zur Erleichterung der Berufstätigkeit des unterreprä-
sentierten Geschlechts oder zur Verhinderung bzw. zum Ausgleich von Benach-
teiligungen in der beruflichen Laufbahn spezifische Vergünstigungen  beizube-
halten oder zu beschließen.  


